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Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

wir begriBen Sie zur Ausgabe Nr. 1
der ZIV im Jahre 2015. Wir freuen
uns — hoffentlich mit lhnen — dass
wir Sie nun schon im 10. Jahr mit
aktuellen Informationen aus dem
Immobilienrecht versorgen. Einige
unserer Leser haben auch schon zur
Kenntnis genommen, dass sich das
Logo der Kanzlei geandert hat. Wir
nennen uns nunmehr SCHULTZE
IMMOBILIENANWALTE, um
unserer  fachlichen  Ausrichtung
auch im Namen Rechnung zu
tragen. Ausloser fir die Namensén-
derung war, dass unsere Mitstreite-
rin, Frau Rechtsanwaltin Schrame-
dei im Januar ebenfalls den Fach-
anwalt fur Miet- und WEG-Recht
verliehen bekam. Nicht ganz ohne
Stolz diirfen wir feststellen, dass

Kurze Meldungen

Abwasserkanalprifungen sind nach §
35a EStG steuerbegtinstigt

Der BFH hatte bereits im letzten Jahr
mit der erfreulichen Entscheidung
aufgewartet, dass das Berdumen von
Schnee jenseits der eigenen Grund-
sticksgrenze nach § 35a EStG begiins-
tigte haushaltsnahe Dienstleistungen
sein kénnen (ZIV 2014, 55). Nunmehr
hat er mit Urteil vom 6.11.2014 einen
weiteren Tatbestand fur die Anerken-
nung von nach 8 35a EStG steuerbe-
glnstigten haushaltsnahen Handwerker-
kerleistungen geschaffen. Danach sind
die Kosten fir die Dichtheitsprifung
von Abwasserleitungen eine steuerbe-
gunstigte Handwerkerleistung. Erfasst
wiirden nicht nur die Kosten fur MaR-
nahmen zur Beseitigung eines bereits
eingetretenen Schadens, sondern auch
die vorbeugenden MaRnahmen zur
Schadensabwehr. Dies gelte auch dann,
wenn hiertiber eine Bescheinigung "fur
amtliche Zwecke" erstellt werde. Durch

mmm SCHULTZE

] IMMOBILIENANWALTE

nun 4 Fachanwélte fur Miet- und
WEG-Recht in unserer Kanzlei die
immobilienrechtlichen Belange
unserer Mandanten organisieren.

In dieser Ausgabe haben wir lhnen
wieder eine ganze Menge an inte-
ressanten  Informationen  zusam-
mengestellt. So hat der Mietrechts-
senat beim BGH eine instruktive
Entscheidung  zur  Modernisie-
rungsmieterhéhung getroffen.
Geradezu Fernwirkung flr die im
Gewerbemietrecht Interessierten
kénnte die Entscheidung des XII.
Zivilsenates zur Frage der Abgren-
zung von Immobilienleasing und
Gewerberaummiete  haben. Von
Interesse diirfte auch das nochmali-

das Ausstellen einer solchen Bescheini-
gung verlére die MalRnahme nicht die
Qualifizierung  als  handwerkliche
Téatigkeit und werde eine die Begunsti-
gung einbiiBende gutachterliche Tatig-
keit, VIR 1/13.

Verzicht auf Bauteiléffnung kann zu
Beweisverlust fiihren

Nach einem Urteil des OLG Diisseldorf
ist es Sache des Beweisfiihrers, Bauteil-
6ffnungen zu organisieren. Der Sach-
verstandige sei hierzu nicht verpflichtet.
Die Parteien hatten sich im Beweister-
min zudem auf nur eine eingeschréankte
Bauteildffnung verstandigt. Der behaup-
tete Mangel konnte vom Sachverstandi-
gen nicht bestétigt werden. Die spétere
Monierung des so gewonnenen Beweis-
ergebnisses lie} das Gericht nicht zu,
Urteil vom 13.2.2014 (22 U 82/13), IBR
2015, 110.

ge deutliche Nachlassen des VPl im
Januar haben.

Weitere Anderungen ergeben sich
fur die Vermieter- und Verwalter-
fraktion aus der vélligen Neuord-
nung des Einwohnermelderechts in
Gestalt des neuen Bundesgesetzes,
dem Bundesmeldegesetz (BMG),
welches am 1.5.2015 in Kraft treten
wird. Im Wohnungseigentumsrecht
hat vor allem die Entscheidung des
Oberverwaltungsgerichts  Saarlouis
eine groRRe Tragweite fur die Immo-
bilienverwalter. Das ist noch langst
nicht alles. Es gibt noch eine Menge
mehr an interessanten Neuerungen.
Es fallt daher nicht schwer, Ihnen
wieder eine interessante Lektiire zu
wiinschen.

Es gruft herzlich
lhr Anwalt

Heinz G. Schultze

Leistungsfreiheit der Elementarscha-
denversicherung

Ein Eigentumer nahm vor dem OLG
Karlsruhe seine Elementarschadenversi-
cherung erfolglos in Anspruch. Nach
einem Sturm war Regenwasser in das
Gebéude eingedrungen und hatte einen
Schaden von fast 20.000 € verursacht.
Die Versicherung lehnte eine Ersatzleis-
tung ab. Sie verteidigte sich damit, dass
sie zwar daflir hafte, dass das Dach
infolge des Sturms undicht werde. Sie
habe aber nicht einzutreten, wenn der
Wasserschaden aufgrund einer Vor-
schadigung der Immobilie entstanden
sei. Der Versicherungsnehmer sei dafir
beweisbelastet, dass die Dachundichtig-
keiten durch den Sturm entstanden
seien. Diesen Beweis vermochte der
Eigentimer nicht zu flhren. Die
Versicherung sei daher leistungsfrei, so
das Gericht im Urteil vom 30.9.2014
(12 U 63/14), IBR 2015, 101
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Anforderungen an eine Mieterhdhungserklarung nach einer Wohnraummaodernisierung

Der BGH hat seine Rechtspre-
chung zur Reduzierung der
Anforderungen an die Durchfiih-
rung von Modernisierungsmali-
nahmen  mit  nachfolgender
Mieterhohung mit Urteil vom
17.12.2014 weiter konkretisiert
und im Gegensatz zur weit
verbreiteten, anders lautenden
Auffassungen in Lehre und
Instanzrechtsprechung  weiter
reduziert (vgl. auch BGH-Urteil
vom 2.3.2011 — VIII ZR 164/10,
ZIV 2011, 19 und BGH-Urteil
vom 28.9.2011 - VIII ZR
242/10, ZIV 2011, 57).

Die Vermieterin flhrte nach
Ankindigung im Jahre 2010 an
einem Mietshaus in Berlin von
2010 bis Ende 2011 zahlreiche
Bauarbeiten durch und erkléarte
in funf Mieterhéhungsschreiben
nacheinander fiir die jeweils
betroffenen MaRnahmen Mieter-
hohungen. Vorsorglich wieder-
holte sie in den nachfolgenden
Erklarungen die jeweils voran-
gehenden Mieterhdhungen
nochmals. Die  Vermieterin
kiindigte ferner weitere Mieter-
héhungen flr Baustopps an, falls
sie von den hierfiir verantwortli-
chen Mietern keinen Schadens-
ersatz erlangen konne. Ferner
erklarte sie, dass die Instandset-
zungsanteile jeweils nur ohne

Anerkennung einer Rechtspflicht
in Abzug gebracht worden seien.
Eine Mieterin verweigerte die
Bezahlung und klagte vielmehr
auf Feststellung, dass durch die
Erklarungen keine Mieterh6hun-
gen beansprucht werden kénn-
ten. Die Vermieterin ihrerseits
klagte auf Zahlung rickstandiger
Miete. Beide errangen in allen
Instanzen nur Teilerfolge.

Der BGH fihrte aus, dass eine
Mieterh6hung wegen der Erneu-
erung der Gegensprechanlage
und der Kellerelektrik nicht
gerechtfertigt sei. Es sei nicht
erkennbar, dass durch den Aus-
tausch gegentber dem bisher
vertraglich geschuldeten Zustand
eine Verbesserung im Sinne des
§ 554 Abs. 2 BGB (vorliegend in
der bis zum 1.5.2013 geltenden
Fassung) eingetreten sei.

Anders verhalte sich dies in
Bezug auf die vorgenommene
Einzaunung des Mullplatzes mit
abschlieBbarem Tor. Das Beru-
fungsgericht habe verkannt, dass
mit der Schaffung einer Sicher-
heitseinrichtung regelmaRig eine
Verbesserung der Mietsache
verbunden sei, da eine Beein-
trachtigung des Mietgebrauchs
durch  Unbefugte  entgegen
gewirkt werde.

Die Vermieterin konne auch
wegen der Ddmmung der Kel-
lerdecke und des Steildaches,
des Austauschs der Fenster, der
Modernisierung der Heizungsan-
lage sowie des Einbaus einer
SchlieRanlage eine Mieterho-
hung verlangen. Diese Erh6hung
sprach der Mietsenat indessen
nicht schon fir die energetischen
MaRnahmen zu, die die Vermie-
terin mit der ersten Mieterho-

hung begehrte. Diese erste
Mieterhéhung sei aus formellen
Grinden unwirksam gewesen. In
der Erklérung seien keine aus-
reichenden Angaben zum Anteil
der Instandsetzungskosten
enthalten gewesen. Derartige
Angaben seien aber erforderlich,
weil sie zu einem erheblichen
Teil nicht umlegbare Instandset-
zungskosten enthielten.

Nach § 559b Abs. 1 BGB a.F.
sei in der Erhtéhungserklarung
darzulegen, inwiefern die durch-
gefiihrten baulichen MalRnahmen
den Gebrauchswert der Mietsa-
che nachhaltig erhohten, die
allgemeinen  Wohnverhéltnisse
auf Dauer verbesserten oder eine
nachhaltige Einsparung  von
Energie oder Wasser bewirkten.
Dem Mieter solle auf diese
Weise ermdglicht werden, die
Berechtigung der Mieterh6hung
plausibel nachzuvollziehen. An
die formelle Wirksamkeit der
Erklarung dirften aber auch
keine zu hohen Anforderungen
gestellt werden (BGH-Urteil
vom 25.1.2006 — VIII ZR 47/05,
ZIV 2006, 30). Wirden mit einer
Modernisierungsmanahme
fallige InstandsetzungsmafRnah-
men erspart, konne der auf die
Instandsetzung entfallende Teil
nicht auf den Mieter umgelegt
werden (KG WuM 2006, 450,
BGH-Urteil vom 3.3.2004 — V1II
ZR 149/03). Aus der Mieterho-
hungserklarung misse daher
hervorgehen, in welchem Um-
fang fallige Instandsetzungskos-
ten erspart wurden. Hierzu
bedlrfe es aber keiner umfas-
senden Vergleichsrechnung zu
den hypothetischen Kosten einer
bloRen Instandsetzung (so aber
Schmidt-Futterer/Borstinghaus,
Mietrecht, 11. A. 8§ 559 Rz. 67,
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zentrale
Kommentar zu Text
(2) Maßnahmen zur Verbesserung der Mietsache, zur Einsparung von Energie oder Wasser
oder zur Schaffung neuen Wohnraums hat der Mieter zu dulden. Dies gilt nicht, wenn
die Maßnahme für ihn, seine Familie oder einen anderen Angehörigen seines Haushalts
eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der berechtigten Interessen des
Vermieters und anderer Mieter in dem Gebäude nicht zu rechtfertigen ist. Dabei sind
insbesondere die vorzunehmenden Arbeiten, die baulichen Folgen, vorausgegangene
Aufwendungen des Mieters und die zu erwartende Mieterhöhung zu berücksichtigen. Die
zu erwartende Mieterhöhung ist nicht als Härte anzusehen, wenn die Mietsache
lediglich in einen Zustand versetzt wird, wie er allgemein üblich ist.

zentrale
Kommentar zu Text
(1) Die Mieterhöhung nach § 559 ist dem Mieter in Textform zu erklären. Die Erklärung
ist nur wirksam, wenn in ihr die Erhöhung auf Grund der entstandenen Kosten berechnet
und entsprechend den Voraussetzungen der §§ 559 und 559a erläutert wird.


70, Blank/ Bérstinghaus, Miete
4. A. 8 559 b Rn 8). Vielmehr
sei erforderlich aber auch ausrei-
chend, den ersparten Instandset-
zungsaufwand zumindest durch
Angabe einer Quote von den
aufgewendeten  Gesamtkosten
nachvollziehbar darzulegen (KG,
a.a.0, LG Dresden, WuM 1988,
216, LG Berlin ZMR 2012,
352). In der ersten Mieterho-
hungserklarung habe die Ver-
mieterin demgegeniber lediglich
ausgefihrt, sie habe im Rahmen
der Modernisierungsmalinahme
auch Instandsetzungen durchge-
fihrt und diese Kosten bei den
angegebenen Gesamtkosten
bereits betragsmalig in Abzug
gebracht. Die Mieterin héatte sich
hierdurch Uber den Anteil der
beriicksichtigten Instandset-
zungskosten kein Bild machen
kénnen. Erst durch die nachfol-
gende Mieterhdhung, habe die
Vermieterin diesen Anforderun-
gen gentgt und die Instandset-
zungskosten beziffert.

Der VIII. Zivilsenat vermochte
nicht dem Berufungsgericht in
der Rechtansicht zu folgen, dass
die  Mieterh6hungserklarungen
unwirksam seien, weil der
erforderliche  Rechtsbindungs-
wille der Vermieterin fehle.
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Allein weil die Vermieterin die
Instandsetzungsanteile ohne
Anerkennung einer Rechtspflicht
beziffert habe, kénne nicht auf
einem fehlenden Rechtshin-
dungswillen geschlossen wer-
den.

Entgegen der Auffassung der
Vorinstanz sei die Erklarung
ferner nicht deshalb unwirksam,
weil sie geltend gemacht habe,
die Kosten flr die Bauverzoge-
rung durch eine weitere Erkla-
rung umzulegen. Richtig sei
zwar, dass die Mieterh6hungser-
klarung als rechtsgestaltende
Erkldrung bedingungsfeindlich
sei. Der Mietrechtssenat ver-
mochte in dieser Erklérung
indessen keine Bedingung zu
erkennen. Die Erklarung sei so
auszulegen, dass die Vermieterin
die schon erkléarte Mieterhéhung
in jedem Fall begehre.

Ferner traten die finf Bundes-
richter der Rechtsauffassung der
Berliner Kammer entgegen,
wonach die ersten vier Mieter-
héhungserklarungen unwirksam
seien, weil die BaumafRnahme
noch nicht abgeschlossen gewe-
sen sei, als sie erklart wurden.
Zwar konne nach 8 559b BGB
a.F. das Mieterhéhungsverlan-

gen grundsatzlich erst nach
Abschluss der Arbeiten gestellt
werden. Seien aber — wie vorlie-
gend — tatsachlich trennbare
MaRnahmen durchgefiihrt wor-
den, so kdnnten mehrere Mieter-
héhungserklarungen  fir  die
jeweils abgeschlossenen Mal3-
nahmen erfolgen. Da der Mieter
von den bereits abgeschlossenen
Mafnahmen schon profitiere, sei
es nicht unangemessen, ihn im
Rahmen der durch 88 554, 559,
559b BGB a.F. eingerdumten
Mdoglichkeit an den hierflr
erforderlichen Kosten zu beteili-
gen.

SchlieRlich monierte der BGH,
dass die Vorinstanzen den In-
standsetzungsanteil der Fassa-
denddmmung nicht geschatzt
hatten. Dies hétten sie nicht
unterlassen dirfen, nur weil der
Instandsetzungsanteil nicht mehr
genau bezifferbar sei und teil-
weise Tatsachenvortrag seitens
der Vermieterin fehlte. Die
Vorinstanzen hatten die Anfor-
derung fir die Schatzung Uber-
spannt. Sie hatten einen jeden-
falls den Mindestanteil der
Modernisierungskosten schétzen
kénnen und daher auch schatzen
mussen, VIII ZR 88/13.

Fristlose Klindigung trotz Geldleistung durch éffentliche Stelle

Mit dem Spannungsverhaltnis
von  Sozialstaatlichkeit  und
berechtigten  Interessen  der
Privatwirtschaft musste sich der
Wohnraummietsenat im Urteil
vom 4.2.2015 auseinandersetzen.
Ein Mieter einer 140 gm grof3en
Wohnung im Gerichtssprengel
des Landgerichtes Diusseldorf
wurde arbeitslos. Ab Oktober
2011 bezog er Leistungen nach
dem SGB Il und ab Juni 2013
Leistungen nach dem SGB XII.
Er beantragte bei den Behorden
jeweils rechtzeitig die Ubernah-

me seiner Mietkosten. Die
Ubernahmeerklarungen gestalte-
ten sich wegen der nicht uner-
heblichen Mietkosten der grof3en
Wohnung als schwierig. Der
Mieter musste jeweils Rechtsbe-
helfe einlegen und auch einst-
weiligen  Rechtsschutz ~ vom
Sozialgericht in Anspruch neh-
men, um eine Kosteniibernahme
zu erreichen. Der Mieter setzte
sich jeweils durch. Der Vermie-
ter nutzte aber die durch den
Zeitverzug jeweils aufgelaufe-
nen mehrmonatigen Zahlungs-

rickstdnde fir insgesamt vier
fristlose Kiindigungen. Als der
Mieter nicht auszog, erhob der
Vermieter R&aumungsklage. Er
obsiegte in allen Instanzen.

Die Richter des VIII. Zivilsena-
tes begriindeten den R&umungs-
anspruch des Vermieters im
Urteil mit dem Zahlungsverzug
des Mieters. Der Zahlungsver-
zug nach § 286 BGB setze zwar
Verschulden voraus. Der Mieter
kénne sich jedoch - auch wenn
er wie vorliegend rechtzeitig die
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zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 554 Duldung von Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen
(1) Der Mieter hat Maßnahmen zu dulden, die zur Erhaltung der Mietsache erforderlich
sind.
(2) Maßnahmen zur Verbesserung der Mietsache, zur Einsparung von Energie oder Wasser
oder zur Schaffung neuen Wohnraums hat der Mieter zu dulden. Dies gilt nicht, wenn
die Maßnahme für ihn, seine Familie oder einen anderen Angehörigen seines Haushalts
eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der berechtigten Interessen des
Vermieters und anderer Mieter in dem Gebäude nicht zu rechtfertigen ist. Dabei sind
insbesondere die vorzunehmenden Arbeiten, die baulichen Folgen, vorausgegangene
Aufwendungen des Mieters und die zu erwartende Mieterhöhung zu berücksichtigen. Die
zu erwartende Mieterhöhung ist nicht als Härte anzusehen, wenn die Mietsache
lediglich in einen Zustand versetzt wird, wie er allgemein üblich ist.
(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 hat der Vermieter dem Mieter spätestens drei
Monate vor Beginn der Maßnahme deren Art sowie voraussichtlichen Umfang und Beginn,
voraussichtliche Dauer und die zu erwartende Mieterhöhung in Textform mitzuteilen.
Der Mieter ist berechtigt, bis zum Ablauf des Monats, der auf den Zugang der
Mitteilung folgt, außerordentlich zum Ablauf des nächsten Monats zu kündigen. Diese
Vorschriften gelten nicht bei Maßnahmen, die nur mit einer unerheblichen Einwirkung
auf die vermieteten Räume verbunden sind und nur zu einer unerheblichen Mieterhöhung
führen.
(4) Aufwendungen, die der Mieter infolge einer Maßnahme nach Absatz 1 oder 2 Satz 1
machen musste, hat der Vermieter in angemessenem Umfang zu ersetzen. Auf Verlangen
hat er Vorschuss zu leisten.
(5) Eine zum Nachteil des Mieters von den Absätzen 2 bis 4 abweichende Vereinbarung
ist unwirksam.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 559 Mieterhöhung bei Modernisierung
(1) Hat der Vermieter bauliche Maßnahmen durchgeführt, die den Gebrauchswert der
Mietsache nachhaltig erhöhen, die allgemeinen Wohnverhältnisse auf Dauer verbessern
oder nachhaltig Einsparungen von Energie oder Wasser bewirken (Modernisierung), oder
hat er andere bauliche Maßnahmen auf Grund von Umständen durchgeführt, die er nicht
zu vertreten hat, so kann er die jährliche Miete um 11 vom Hundert der für die
Wohnung aufgewendeten Kosten erhöhen.
(2) Sind die baulichen Maßnahmen für mehrere Wohnungen durchgeführt worden, so sind
die Kosten angemessen auf die einzelnen Wohnungen aufzuteilen.
(3) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 286 Verzug des Schuldners *)
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem
Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung
stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines
Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.
(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn
1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene Zeit für
die Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich von dem Ereignis an
nach dem Kalender berechnen lässt,
3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert,
4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen Interessen der
sofortige Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist.


richtigen Antrége gestellt und
Rechtsmittel eingelegt habe -
nicht exkulpierend auf ein Ver-
sagen der Behorden berufen.
Nach der gesetzlichen Regelung
in § 286 Abs. 4 BGB habe der
Schuldner Vorsatz und Fahrl&s-
sigkeit zu  vertreten (8 276
BGB), wenn sich nicht ander-
weitig eine strengere Haftung
ergdbe. Nach allgemeiner Auf-
fassung gelte eine strengere
Haftung bei  Geldschulden.
Danach befreie eine Leistungs-
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unfahigkeit aufgrund wirtschaft-
licher  Schwierigkeiten auch
dann nicht von den Folgen des
Ausbleibens der rechtzeitigen
Leistung, wenn sie auf unver-
schuldeter Ursache beruhten.
Vielmehr habe jedermann nach
dem Prinzip der unbeschrankten
Vermdgenshaftung ohne Ruick-
sicht auf ein Verschulden fur
seine finanzielle Leistungsfahig-
keit einzustehen (BGHZ 107, 92,
BGHz 150, 187, BT-Drucks.
14/6040, S. 132).

Der Mieter misse sich zwar die
Saumnis  einer  Offentlichen
Stelle, welche die Kosten seiner
Unterkunft zu Gbernehmen habe,
nicht gemal § 278 BGB als
eigenes Verschulden zurechnen
lassen (so entschieden im Urteil
vom 21.10.2009, VIII ZR 64/09
— ZIV 2009, 75). Dies andere
aber nichts daran, dass der
Mieter fir seine eigene Leis-
tungsféahigkeit einzustehen habe
(VI ZR 175/14).

Verhinderung des Mietervorkaufs I6st Schadensersatz aus

Der BGH setzte sich im Urteil
vom 21.1.2015 mit verschiede-
nen Rechtsfragen zum Vorkaufs-
recht des Mieters nach § 577
BGB  (Vorkaufsrecht  nach
Bildung von Wohneigentum)
auseinander. Die Mieterin und
spatere Kl&gerin mietete in
Hamburg 1992 in einem Mehr-
familienhaus eine Wohnung an.
Das Haus stand zu dieser Zeit im
Globaleigentum.  Streitig war,
wann das Haus nach Wohnei-
gentum aufgeteilt wurde. Wah-
rend die Mieterin ausfuhrte, dies
sei nach Abschluss des Mietver-
trages (1996) erfolgt, erfolgte
dies nach dem Vortrag der
verklagten Vermieterin bereits
im Jahre 1971. Von den Instanz-
gerichten wurde diese streitrele-
vante Tatsache nicht aufgeklart,
weshalb am Ende der Rechts-
streit zum Landgericht Hamburg
zurlickverwiesen werden musste.
Der Wohnraummietsenat unter-
stellte aber revisionsrechtlich fur
seine weiteren Rechtsausfiihrun-
gen, dass das Wohneigentum
erst nach Uberlassung der Woh-
nung an die Mieterin gebildet
wurde.

Ungeachtet  dieser  streitigen
Tatsache schenkte im weiteren
Verlauf der Geschehnisse die
Eigentimerin 2010 das gesamte

Haus ihrer Tochter. Diese wiede-
rum verkaufte nach dem Able-
ben ihrer Mutter 2011 die ge-
samte Immobilie an ein Unter-
nehmen. Als Kaufpreis wurden
1.306 Mio. € vereinbart. Die
Erwerberin wurde im Grundbuch
eingetragen. Die Hausverwal-
tung der Erwerberin schrieb
2012 die Mieterin an und bot ihr
den Kauf der Wohnung zum
Preis von 266.250 € zzgl. Er-
werbskosten i.H.v. rund 12% an.
Zu dieser Zeit hatten angeblich
bereits sechs Mieter ,ihre*
Wohnung zum gleichen Preis
erworben.

Die Mieterin verlangte daraufhin
von ihrer vormaligen Eigenti-
merin Schadensersatz in Hdohe
von rund 79.000 €. Sie vertrat
die Auffassung, dass die vorma-
lige Vermieterin sie Uber den
Verkauf ihrer  Mietwohnung
rechtsfehlerhaft nicht unterrich-
tet habe. In der Folge habe sie
von ihrem Recht zur Ausibung
des Vorkaufs keinen Gebrauch
machen koénnen. Sie beanspru-
che daher als Schadensersatz die
Differenz zwischen dem anteili-
gen Einstandspreis beim Verkauf
an das Unternehmen (rund
186.500 €) und dem nunmehr
offensichtlich realistischen

Angebotskaufpreis von 266.250
€.

Amtsgericht und Landgericht
wiesen die Klage ab. Die Revi-
sion zum Bundesgerichtshof
flhrte zur Aufhebung beider
Urteile. Der fir Wohnraummiet-
recht zustédndige VIII. Zivilsenat
flhrte in seinen Urteilsgrinden
aus, dass der Mieterin — vorbe-
haltlich weiterer tatsachlicher
Aufklarungen — grundsatzlich
ein Schadensersatzanspruch
zustehe, wobei die Kosten des
Erwerbs (s5.0. 12% des Kaufprei-
ses) in Abzug zu bringen seien.
Da die Mieterin aufgrund der
Nichtunterrichtung vom Ver-
kaufsfall ihr Vorkaufsrecht nicht
ausuben konnte, stiinde ihr nach
88 280 Abs. 1, 577, 469 Abs. 1,
249 BGB ein Schadensersatzan-
spruch gegen ihre vormalige
Vermieterin zu. Unerheblich sei
vorliegend, dass durch die
Schenkung der Mutter an die
Tochter bereits ein Erwerbsfall
vor dem Verkauf stattgefunden
habe. Schenkungen des Vermie-
ters an Familien- oder Haus-
haltsangehdrige 16sten  keinen
Vorkaufsfall aus, weil es sich
nicht um ein Kaufgeschaft
handele. Auch sei der spétere
Verkauf nicht ein den Vorkauf
hindernder Zweitverkauf. Auf-

4


http://www.bundesgerichtshof.de/
zentrale
Kommentar zu Text
(4) Der Schuldner kommt nicht in Verzug, solange die Leistung infolge eines Umstands
unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 278 Verantwortlichkeit des Schuldners für Dritte
Der Schuldner hat ein Verschulden seines gesetzlichen Vertreters und der Personen,
deren er sich zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfang zu
vertreten wie eigenes Verschulden. Die Vorschrift des § 276 Abs. 3 findet keine
Anwendung.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 276 Verantwortlichkeit des Schuldners
(1) Der Schuldner hat Vorsatz und Fahrlässigkeit zu vertreten, wenn eine strengere
oder mildere Haftung weder bestimmt noch aus dem sonstigen Inhalt des
Schuldverhältnisses, insbesondere aus der Übernahme einer Garantie oder eines
Beschaffungsrisikos zu entnehmen ist. Die Vorschriften der §§ 827 und 828 finden
entsprechende Anwendung.
(2) Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt.
(3) Die Haftung wegen Vorsatzes kann dem Schuldner nicht im Voraus erlassen werden.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der
Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn
der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 249 Art und Umfang des Schadensersatzes
(1) Wer zum Schadensersatz verpflichtet ist, hat den Zustand herzustellen, der
bestehen würde, wenn der zum Ersatz verpflichtende Umstand nicht eingetreten wäre.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 469 Mitteilungspflicht, Ausübungsfrist
(1) Der Verpflichtete hat dem Vorkaufsberechtigten den Inhalt des mit dem Dritten
geschlossenen Vertrags unverzüglich mitzuteilen. Die Mitteilung des Verpflichteten
wird durch die Mitteilung des Dritten ersetzt.
(2) Das Vorkaufsrecht kann bei Grundstücken nur bis zum Ablauf von zwei Monaten, bei
anderen Gegenständen nur bis zum Ablauf einer Woche nach dem Empfang der Mitteilung
ausgeübt werden. Ist für die Ausübung eine Frist bestimmt, so tritt diese an die
Stelle der gesetzlichen Frist.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 577 Vorkaufsrecht des Mieters
(1) Werden vermietete Wohnräume, an denen nach der Überlassung an den Mieter
Wohnungseigentum begründet worden ist oder begründet werden soll, an einen Dritten
verkauft, so ist der Mieter zum Vorkauf berechtigt. Dies gilt nicht, wenn der
Vermieter die Wohnräume an einen Familienangehörigen oder an einen Angehörigen seines
Haushalts verkauft. Soweit sich nicht aus den nachfolgenden Absätzen etwas anderes
ergibt, finden auf das Vorkaufsrecht die Vorschriften über den Vorkauf Anwendung.
(2) Die Mitteilung des Verkäufers oder des Dritten über den Inhalt des Kaufvertrags
ist mit einer Unterrichtung des Mieters über sein Vorkaufsrecht zu verbinden.
(3) Die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt durch schriftliche Erklärung des Mieters
gegenüber dem Verkäufer.
(4) Stirbt der Mieter, so geht das Vorkaufsrecht auf diejenigen über, die in das
Mietverhältnis nach § 563 Abs. 1 oder 2 eintreten.
(5) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.


grund der Eigentumsumschrei-
bung auf die Erwerberin kdnne
die Mieterin zwar den Vorkauf
grundsétzlich nach Kenntniser-

Zwei Mietvertragsparteien
stritten vor dem AG Rathenow
Uber Beléstigungen, die vom
Rauchen auf dem Balkon aus-
gingen. Die Kl&ger verlangten
von den unter ihnen wohnenden
Beklagten eine zeitliche Nut-
zungseinschrénkung beim Ta-
bakkonsum, weil sie sich durch
den aufsteigenden Rauch belds-
tigt fuhlten. Der Rechtsstreit
nahm seinen Lauf durch die
Instanzen, bis schlieBlich der fir
Besitzschutzklagen  zustandige
V. Zivilsenat (iber den Sachver-
halt zu befinden hatte.

Die Richter fuhrten aus, dass
grundsatzlich  Unterlassungsan-
spriche bestiinden, wenn sich
wesentliche Beeintrachtigungen
fir die weiter oben wohnenden
Mieter ergében. Der Abwehran-
spruch sei nicht allein schon
deshalb ausgeschlossen, weil das
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langung noch ausiiben, der
Vertrag konne von der Verkau-
ferin allerdings nicht mehr
erfillt werden. Der Mieterin

Rauchen auf dem Balkon

Rauchen eines Mieters im Ver-
héltnis zu seinem Vermieter
grundsétzlich zum vertragsge-
maRen Gebrauch gehdre. Eine
wesentliche und damit rechtlich
relevante Stérung lage vor, wenn
nach dem Empfinden eines
verstandigen, durchschnittlichen
Menschen das Rauchen auf dem
Balkon Anderer als wesentliche
Beeintrachtigung empfunden
wirde. Der Unterlassungsan-
spruch bestinde in diesem Fall
aber auch nicht uneingeschrankt,
da zwei grundrechtlich geschitz-
te, kollidierende Besitzrechte in
einen angemessenen Ausgleich
gebracht werden missten. Dem
einen Mieter seien Zeitraume
freizuhalten, in denen er seinen
Balkon unbeeintréchtigt nutzen
kénne und dem anderen seien
Zeiten einzurdumen, zu denen er
auf dem Balkon rauchen kénne.

stinde daher der Schadenser-
satzanspruch dem Grunde nach
zu, VIII ZR 51/14.

Einen auf eine Gesundheitsge-
fahrdung beruhenden Unterlas-
sungsanspruch sah der V. Zivil-
senat nicht, da der untere Mieter
im Freien rauchen wirde. Inso-
weit kdme den Nichtraucher-
sChutzgesetzen des Bundes und
der Lander, die das Rauchen im
Freien grundsétzlich nicht verbo-
ten, eine Indizwirkung dahinge-
hend zu, dass mit dem Rauchen
auf dem Balkon keine konkreten
Gefahren flir die Gesundheit
anderer Personen einher ginge.

Der Rechtsstreit musste an das
Landgericht  zurlickverwiesen
werden, um die Storungsintensi-
tat des Rauchens auf dem betref-
fenden Balkon zu ermitteln.
BGH-Urteil vom 16.1.2015, V
ZR 110/14.

Mieter kénnen sich wechselseitig fur Entgegennahme von Kindigungen ermachtigen

Zwei Mieterinnen in Berlin
beriihmten sich nach dem Able-
ben ihrer Mutter in das Mietver-
héltnis eingetreten zu sein. Sie
informierten die Vermieterin
vom Ableben ihrer Mutter,
wobei auch darum gebeten
wurde, den weiteren Schriftver-
kehr nur an die eine der beiden
Tochter zu richten. Daran hielt

sich die Vermieterin und kiindig-
te das Mietverhéltnis. Als diese
nicht auszogen und auf Ré&u-
mung verklagt wurden, beriefen
sich diese auf eine unwirksame
Kindigung, weil sie nur gegen-
Uber einer der Schwestern aus-
gesprochen wurde. Zu Unrecht,
wie der BGH im Urteil vom
10.12.2014  konstatierte. Die

eine Schwester hatte die andere
im vorangegangenen Schreiben
zur Entgegennahme auch einer
Kiindigung erméchtigt, so dass
der Zugang bei der Adressatin
des Schreibens genligt habe, um
das Mietverhéltnis ordnungsge-
malk zu kindigen, VII ZR
25/14.
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Gewerbemietrecht

SEHULTZE®S:

Abgrenzung von Gewerberaummiete und Immobilienleasing

Interessante  Rechtsfragen zur
vertraglichen Ubertragung von
Instandsetzungsverpflichtungen
bei Gewerberaummietvertragen
im Verhéltnis zu Immobilienlea-

X1l
vom

singvertrdgen hatte der
Zivilsenat im  Urteil
26.11.2014 zu beantworten.

Bereits im Jahre 1983 hatte ein
Unternehmen in Miinchen einen
»Anlagen-Mietvertrag (Leasing-
vertrag)“ iiber eine Gewerbeim-
mobilie geschlossen. In dem
Vertrag war u.a. geregelt: ,, Alle
Instandhaltungsarbeiten und
erforderlichen Reparaturen
Ubernimmt die Mieterin auf
eigene Kosten, auch wenn die
Schaden durch hohere Gewalt
verursacht wurden . Die Miete-
rin erhielt ferner ein Ankaufs-
recht der Immobilie am Ende der
Vertragslaufzeit, die mit 30
Jahren angesetzt war. Das Ver-
tragsverhaltnis wurde vorzeitig
beendet. Teilflachen der Immo-
bilie mietete daraufhin ein
anderes Unternehmen als Miete-
rin an. Dabei wurde auf den
vormaligen Vertrag aus dem
Jahre 1983 und die darin enthal-
tene  Instandsetzungsverpflich-
tung Bezug genommen, die die
neue  Mieterin  (bernehmen
wollte. Ein Ankaufsrecht wurde
ihr indessen nicht eingeraumt.
Ende 2010 entstand Streit zwi-
schen den Parteien Uber die
Renovierungsbedurftigkeit  der
Aullenfassade. Es kam zum

Rechtsstreit vor dem Landge-
richt Minchen. Das Landgericht
entschied, dass eine Renovie-
rungspflicht bestehe, das Ober-
landesgericht hob das Urteil auf
und wies die Klage ab.

Das Oberlandesgericht flihrte
aus, dass die Instandsetzungsre-
gelung des Vertrags nach § 307
Abs. 2 Nr. 1 BGB unwirksam
sei. Dabei sei es unerheblich, ob
man den Vertrag als Leasingver-
trag oder sog. Triple-net-
Mietvertrag qualifiziere. Die
sehr weit gefasste Instandset-
zungsklausel wiirde von den
wesentlichen  Grundgedanken
der gesetzlichen Regelung im
Mietrecht abweichen, wonach
der Vermieter das Sachrisiko zu
tragen habe. Nur wenn der
Mieter ein Erwerbsrecht an der
Immobilie zustehe, kdnne eine
entsprechende Klausel wirksam
sein, weil er es dann in der Hand
habe, von seinen Aufwendungen
fir die Reparaturen durch Aus-
tbung des Ankaufsrechts zu
profitieren.

Auf die Revision hin wurde das
Berufungsurteil  vom  BGH
aufgehoben und das erstinstanz-
liche Urteil wieder hergestellt.
Die Karlsruher Richter fiihrten
in ihrem Entscheidungsgriinden
aus, dass das Berufungsgericht
nicht ausreichend der Rechtsna-
tur des ,,Anlagen-Mietvertrages*
Rechnung getragen habe. Das
Immobilienleasing stelle eine
besondere Form des Finanzie-
rungsleasings dar (BGHZ 106,
304), um den Erwerb von
Grundsticken oder die Errich-
tung baulicher Anlagen zu
finanzieren. Der Leasingnehmer
decke mit den wéhrend der
Vertragslaufzeit entrichteten

Leasingraten die Anschaffungs-
und Herstellungskosten sowie
alle Nebenkosten einschlieflich
der Finanzierungskosten des
Leasinggebers vollstandig ab.
Fur einen entsprechenden Inhalt
spreche schon die Uberschrift
des als ,Leasingvertrag“ be-
zeichneten  Vertrages. Zwar
kdnne aus der von den Vertrags-
parteien gewahlten Bezeichnung
des Vertrages nicht zwingend
auf dessen Rechtsnatur geschlos-
sen werden. Die gewahlte Be-
zeichnung stelle aber jedenfalls
ein Indiz dafur dar, welchen
Zweck die Parteien mit dem
Vertrag verfolgen wollten. Aber
auch ansonsten unterscheide sich
der Vertrag von einem gewohn-
lichen Mietvertrag Uber Ge-
schaftsrdume in  erheblicher
Weise. Bestimmendes Kriterium
des Mietvertrages sei die Ge-
brauchstberlassung einer Sache
gegen Zahlung eines regelmaRig
nach Zeitabschnitten bemesse-
nen Mietzinses. Beim Leasing-
vertrag komme hinzu, dass der
Leasinggeber zum Zwecke der
Befriedigung eines Investitions-
bedarfs des Leasingnehmers das
zum  Gebrauch  Uberlassene
Leasinggut beschafft oder vorfi-
nanziert habe (BGHZ 111, 84).

Eine Gesamtschau der in dem
Anlagen-Mietvertrag getroffenen
Regelung zeige, dass der Vertrag
rechtlich als Finanzierungslea-
sing zu qualifizieren sei. So
hatten die Parteien eine Laufzeit
von 30 Jahren vereinbart. Die
von der Vermieterin im Rahmen
der Abwicklung des Mietvertra-
ges abzuschliefenden Vertrdge
bedurften  der  schriftlichen
Zustimmung der Mieterin. Aus
den Zahlungspflichten ergebe
sich, dass die Mieterin nicht nur
ein Entgelt fur die Gebrauchs


zentrale
Kommentar zu Text
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine
Bestimmung
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der
abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder


tiberlassung zahle, sondern mit
dem Entgelt auch die Anschaf-
fungs- und Herstellungskosten
sowie alle Nebenkosten ein-
schlieflich der Finanzierungs-
kosten der Vermieterin abge-
deckt werden sollten. Schliel3-
lich sehe der Vertrag nicht wie
sonst Ublich eine Anpassung des
Mietzinses (ber eine Staffel oder
Indexierung vor, sondern ermog-
liche der Vermieterin nach
Ablauf von 20 Jahren die Ge-
samtjahresmiete unter Beriick-
sichtigung der dann gegebenen
Kapitalmarktverhéltnisse, der
steuerrechtlich zulé&ssigen Ab-
schreibungen und der Verwal-
tungskosten neu festzusetzen.
Damit erfiille der Anlagen-
Mietvertrag die fir einen Finan-
zierungsleasingvertrag kenn-
zeichnenden Merkmale. Uner-
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heblich sei, so der Senat weiter,
dass der Mieterin in dem Anla-
gen — Mietvertrag kein Ankaufs-
recht eingeraumt sei.

Auch sei unerheblich, ob die
Fassadeninstandsetzung indivi-
dualvertraglich oder durch AGB
(der BGH unterstellte eine
individualvertragliche Vereinba-
rung) Ubernommen worden sei.
Die rechtliche Qualifizierung des
Vertrages fihre dazu, dass -
entgegen der Auffassung des
Berufungsgerichts — die Rege-
lung zur Instandhaltungspflicht
auch als vorformulierte Ver-
tragsbedingung einer Inhaltskon-
trolle nach § 307 BGB standhal-
te. Nach der stdndigen Recht-
sprechung des BGH zahle die
Abwaélzung der Sach- und Preis-
gefahr auf den Leasingnehmer

und dessen damit verbundene
Haftung in Fallen des zufalligen
Untergangs oder der zufalligen
Verschlechterung der Leasingsa-
che zum typischen Inhalt des
Leasingvertrags (BGHZ 97, 65,
BGHzZ 116, 278, BGH NJW
1998, 2284). Der Leasingnehmer
erlange von Anfang an mehr
eine dem Eigentimer als dem
Mieter vergleichbare Rechtsstel-
lung. Die Ubertragung der
Instandhaltungsverpflichtung fur
das in seinem Interesse ange-
schaffte und von ihm genutzte
Leasingobjekt stelle daher keine
unangemessene Benachteiligung
dar. Diese wirksamen Regelun-
gen habe die neue Vertragspart-
nerin tbernommen. Sie sei daher
zur Instandsetzung der Aufen-
fassade verpflichtet (XIlI_ZR
120/13).

Verstol? gegen das Wirtschaftlichkeitsgebots bei der Vergabe von Verwalterleistungen

Ein Vermieter von Gewerbefla-
chen im Gerichtssprengel des
Landgerichts  Neubrandenburg
stritt mit seinem Mieter Uber die
Angemessenheit der in den
Betriebskostenabrechnungen der
Jahre 2002 bis 2004 enthaltenen
Kosten fir die Verwaltung der
Liegenschaft. Der Mieter vertrat
die Auffassung, die Kosten seien
unangemessen hoch. Hierdurch
habe der Vermieter gegen das
ihn  treffende Wirtschaftlich-
keitsgebot verstoflen.

Der Streit nahm seinen Lauf
durch die Instanzen und miindete
schlielllich im Urteil des XII.
Zivilsenates vom 17.12.2014.
Der Senat fiihrte in den Griinden
aus, dass der Mieter gegen die
Umlegung uberhohter oder nicht
erforderlicher Kosten durch das
allgemeine  Wirtschaftlichkeits-
gebot geschiitzt sei. Diese ver-
tragliche ~ Nebenpflicht  des
Vermieters, den Mieter nur mit

Nebenkosten zu belasten, die
erforderlich und angemessen
seien, beruhe auf dem Grundsatz
von Treu und Glauben, § 242
BGB (BGH-Urteil ~ vom
28.11.2007, VIII ZR 243/06 —
ZIV 2008, 4). Fir die Wohn-
raummiete sei diese Verpflich-
tung in 8§ 556 Abs. 3 Satz 1 BGB
niedergelegt, fur die Geschéafts-
raummiete gelte sie gemaR § 242
BGB. Veranlasse der Vermieter
den Anfall Giberhohter Kosten, so
verletzte er diese Verpflichtung
und schulde dem Mieter die
Freihaltung hiervon (BGH-Urteil
vom 3.8.2011, XII ZR 205/09 —
ZIV 2011, 57).

Den Vermieter treffe dement-
sprechend die Darlegungs- und
Beweislast lediglich dafir, dass
die umgelegten Kosten angefal-
len und von der vertraglichen
Vereinbarung gedeckt seien.
Demgegeniiber folge aus der
rechtlichen  Einordnung  des

Wirtschaftlichkeitsgebotes,
deren Verletzung einen Scha-
densersatzanspruch nach § 280
Abs. 1i.V.m. § 241 Abs. 2 BGB
auslose, dass die Darlegungs-
und Beweislast insoweit den
Mieter treffe (BGH-Urteil vom
6.7.2011, VIl ZR 340/10 — ZIV
2011, 42). Grundséatzlich trage
der Vermieter insoweit auch
keine sekundére Darlegungslast,
die ihn zur naheren Darlegung
der fir die Wirtschaftlichkeit
erheblichen  Tatsachen, etwa
eines durchgefiihrten Preisver-
gleichs verpflichten wiirde. Die
Mieterin habe keinen Sachvor-
trag geleistet, aus dem sich
ergdbe, dass das fiir die Verwal-
tung gezahlte Entgelt den ortsiib-
lichen und angemessenen Preis
tibersteige. Eine Verletzung des
Wirtschaftlichkeitsgebotes
konnte der Senat daher nicht
konstatieren, X1l ZR 170/13.
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zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 242 Leistung nach Treu und Glauben
Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, wie Treu und Glauben mit
Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern.

zentrale
Kommentar zu Text
(2) Das Schuldverhältnis kann nach seinem Inhalt jeden Teil zur Rücksicht auf die
Rechte, Rechtsgüter und Interessen des anderen Teils verpflichten.

zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der
Gläubiger Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn
der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.


zentrale
Kommentar zu Text
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums
mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung
durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete
Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht
verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.
Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es
sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.


WEG-Recht

SCHULTZE "33
TecwisanwAite @

WEG-Verwalter als Adressat der Ordnungsverfiigung der Brandschutzbehdrde

Bereits 2009 lieR ein Beschluss
(vom 15.4.2009) des Oberver-
waltungsgerichts Munster (ZIV
2009, 50) die WEG-Verwalter
aufhorchen, als eine Brand-
schutzverfiigung angeblich zu
Recht nicht an die Wohnungsei-
gentiimer bzw. die Wohnungsei-
gentimergemeinschaft, sondern
unmittelbar an den Verwalter
gerichtet worden war.

Dieser Rechtsauffassung schloss
sich das Oberverwaltungsgericht
Saarlouis im Beschluss vom
3.9.2014 im Ergebnis an (2 B
319/14). Auf Wunsch einiger
Wohnungseigentimer fiihrten im
April 2013 Vertreter der Berufs-
feuerwehr und des Amts fir
Brand- und Zivilschutz eine
Ortsbegehung an der nach WEG
aufgeteilten Wohnanlage durch.
Dabei wurde festgestellt, dass
die héher gelegenen Wohnungen
mit den Drehleitern der Feuer-
wehr nicht erreicht werden
konnen und damit ein zweiter
Rettungsweg nicht zur Verfi-
gung stand. Die Behorde erlief3
daraufhin ~ eine  polizeiliche
Ordnungsverfiigung  mit  der
unter Androhung von Zwangs-
geldern in H6he von insgesamt
6.000 € die Herstellung eines 2.
Rettungsweges fir die hdoher
gelegenen Wohnungen gefordert
wurde. Adressat der Ordnungs-

verfigung war die WEG-
Verwalterin. Diese legte Wider-
spruch ein und begehrte gleich-
zeitig die Aussetzung der sofor-
tigen Vollziehung der Anord-
nung sowie der Androhung des
Zwangsgeldes.

Bei der Rechtsbehelfsstelle hatte
sie dabei ebenso wenig Erfolg,
wie beim Verwaltungsgericht.
Beim OVG Saarlouis konnte sie
teilweise  durchdringen.  Das
OVG auBerte grundsatzliche
rechtliche Bedenken hinsichtlich
der in der Verfligung enthaltenen
alleinigen Inanspruchnahme der
WEG-Verwalterin als Polizei-
pflichtige nach 88 4, 5 des
Saarlandischen Polizeigesetzes.
Entgegen der vom Verwaltungs-
gericht in der erstinstanzlichen
Entscheidung dargestellten
Auffassung  sprache  Vieles
dafir, dass die Kompetenzen der
WEG - Verwalterin Uberschétzt
worden seien. In erster Linie sei
die Wohnungseigentiimerge-
meinschaft nach § 10 Abs. 6
WEG unterhaltspflichtig und
damit auch polizeipflichtiger
Adressat. Vorliegend kénnte der
Brandschutz durch verschiedene
MaRnahmen erreicht werden,
etwa durch eine Verbesserung
der Aufstellflachen flr die
Feuerwehrfahrzeuge, indem
Baume geféllt und befestigte
Aufstellflachen geschaffen
wirden, oder durch bauliche
MaRnahmen direkt im Gebdude
in Form von weiteren Treppen-
hausern. Diese  MafRnahmen
seien nicht mehr vom Zustan-
digkeitsauftrag nach § 27 Abs. 1
Nr. 2 WEG (ErhaltungsmaRi-

nahmen) gedeckt. Es sei daher
davon auszugehen, dass der
Hauptsacherechtsbehelf der
WEG-Verwalterin  voraussicht-
lich erfolgreich sein werde. Das
begriinde ein  Uberwiegendes
Interesse an der Aussetzung des
sofortigen Vollzuges des Be-
scheids, allerdings nur was diese
Baumalnahmen betréfe.

Dies gelte indessen nicht fir den
zweiten Teil des Bescheides, in
dem die Schaffung eines Inte-
rimsrettungsweges im Wege des
Gerlstbaus  gefordert  werde.
Insoweit ergdbe sich kein Uber-
wiegendes Aussetzungsinteresse
der WEG-Verwalterin. Es sei
davon auszugehen, dass es sich
bei dieser mit Blick auf den
Umfang und den wirtschaftli-
chen Aufwand wesentlich gerin-
gere Bedeutungen erlangenden
MaRnahme um ein von der
selbstdndigen  Befugnis  der
Verwalterin nach § 27 Abs. 1
Nr. 2, Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 WEG
umfassten Erhaltungsmalinahme
handele. Es sei eine alternativlo-
se, gefahrenpolizeilich erforder-
liche Sofortmalnahme zum
Schutz der erkannten Gefahr fir
Leib und Leben der Bewohner
der Immobilie. Die Annahme
dieser besonderen Dringlichkeit
komme dem Verstandnis des §
27 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 3 Nr. 4
WEG zur Erhaltung des gemein-
schaftlichen Eigentums nahe.
Infolgedessen sei fir die Aufhe-
bung der aufschiebenden Wir-
kung des angedrohten Zwangs-
geldes kein Raum (ZWE 2014,
469).


zentrale
Kommentar zu Text
(6) Die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer kann im Rahmen der gesamten Verwaltung
des gemeinschaftlichen Eigentums gegenüber Dritten und Wohnungseigentümern selbst
Rechte erwerben und Pflichten eingehen. Sie ist Inhaberin der als Gemeinschaft
gesetzlich begründeten und rechtsgeschäftlich erworbenen Rechte und Pflichten.
Sie übt die gemeinschaftsbezogenen Rechte der Wohnungseigentümer aus und nimmt
die gemeinschaftsbezogenen Pflichten der Wohnungseigentümer wahr, ebenso sonstige
Rechte und Pflichten der Wohnungseigentümer, soweit diese gemeinschaftlich
geltend gemacht werden können oder zu erfüllen sind. Die Gemeinschaft muss die
Bezeichnung "Wohnungseigentümergemeinschaft" gefolgt von der bestimmten Angabe des
gemeinschaftlichen Grundstücks führen. Sie kann vor Gericht klagen und verklagt werden.

zentrale
Kommentar zu Text
§ 27 Aufgaben und Befugnisse des Verwalters
(1) Der Verwalter ist gegenüber den Wohnungseigentümern und gegenüber der Gemeinschaft
der Wohnungseigentümer berechtigt und verpflichtet,
1. Beschlüsse der Wohnungseigentümer durchzuführen und für die Durchführung der
Hausordnung zu sorgen;
2. die für die ordnungsmäßige Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen
Eigentums erforderlichen Maßnahmen zu treffen;

zentrale
Kommentar zu Text
(3) Der Verwalter ist berechtigt, im Namen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und
mit Wirkung für und gegen sie
1. Willenserklärungen und Zustellungen entgegenzunehmen;
2. Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines
sonstigen Rechtsnachteils erforderlich sind, insbesondere einen gegen die
Gemeinschaft gerichteten Rechtsstreit gemäß § 43 Nr. 2 oder Nr. 5 im Erkenntnis- und
Vollstreckungsverfahren zu führen;
3. die laufenden Maßnahmen der erforderlichen ordnungsmäßigen Instandhaltung und
Instandsetzung gemäß Absatz 1 Nr. 2 zu treffen;

zentrale
Kommentar zu Text
(3) Der Verwalter ist berechtigt, im Namen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und
mit Wirkung für und gegen sie
1. Willenserklärungen und Zustellungen entgegenzunehmen;
2. Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines
sonstigen Rechtsnachteils erforderlich sind, insbesondere einen gegen die
Gemeinschaft gerichteten Rechtsstreit gemäß § 43 Nr. 2 oder Nr. 5 im Erkenntnis- und
Vollstreckungsverfahren zu führen;
3. die laufenden Maßnahmen der erforderlichen ordnungsmäßigen Instandhaltung und
Instandsetzung gemäß Absatz 1 Nr. 2 zu treffen;
4. die Maßnahmen gemäß Absatz 1 Nr. 3 bis 5 und 8 zu treffen;

zentrale
Kommentar zu Text
(1) Der Verwalter ist gegenüber den Wohnungseigentümern und gegenüber der Gemeinschaft
der Wohnungseigentümer berechtigt und verpflichtet,
1. Beschlüsse der Wohnungseigentümer durchzuführen und für die Durchführung der
Hausordnung zu sorgen;
2. die für die ordnungsmäßige Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen
Eigentums erforderlichen Maßnahmen zu treffen;
3. in dringenden Fällen sonstige zur Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums
erforderliche Maßnahmen zu treffen;
4. Lasten- und Kostenbeiträge, Tilgungsbeträge und Hypothekenzinsen anzufordern,
in Empfang zu nehmen und abzuführen, soweit es sich um gemeinschaftliche
Angelegenheiten der Wohnungseigentümer handelt;


Baurecht

SCHULTZE "33
Recnisanwicrs H

Eintrag der Bauhandwerkersicherungshypothek auch nach GrundstiicksveraufRerung ?

Der Bauunternehmer kann zur
Sicherung seines  Werklohns
verlangen, dass der Besteller die
Eintragung einer Bauhandwer-
kersicherungshypothek  bewil-
ligt, 8 648 BGB. Ein Handwer-
ker in Koln, der sich einer in
Verzug geratener Bauforderun-
gen in Hohe von 25.000 € be-
rihmte, verlangte eine entspre-
chende Sicherung vom Besteller.
Dieser teilte ihm mit, dass eine
Eintragung nicht mehr moglich
sei, weil er die beiden betreffen-

Gesetzgebung

den Wohnungen bereits verkauft
hatte.

Der Bauhandwerker forderte
daher den neuen Eigentiimer der
Wohnung auf, die Eintragung zu
bewilligen. Der Erwerber lehnte
dies ab, weil er nicht Besteller
der Werkleistungen gewesen sei.
Auf die Klage des Bauhandwer-
kers verurteilte das LG Kdln den
Wohnungserwerber. Die Beru-
fung zum OLG Koln war erfolg-
los. Der Bundesgerichtshof hob
mit Urteil vom 18.12.2014 die
Urteile auf und verwies den
Rechtsstreit zurlick an das Beru-
fungsgericht.

Grundsatzlich, so die Richter des
Bausenates, kame die Eintra-
gung einer Bauhandwerkersiche-
rungshypothek nur in Betracht,
wenn  Grundstiickseigentiimer
und Besteller personengleich

seien.  Der  Bauhandwerker
misse mit dem Risiko leben,
dass das Pfandsicherungsobjekt
verdulRert werde, ehe er eine
Sicherung erlangt habe. Das
gelte auch dann, wenn wie
vorliegend der Besteller eine
Kapitalgesellschaft sei und diese
die Wohnung als Pfandobjekt an
ihren Geschaftsfuhrer verdufRert
habe.

Erst wenn doloses Verhalten
vorliege, das eine vorsatzliche
und sittenwidrige Schédigung in
Glaubigerbenachteiligungsab-
sicht erkennen lasse, wirde eine
abweichende Bewertung mdg-
licherweise erforderlich sein. Da
das vorangehende  Gericht
hierzu  keine  Feststellungen
getroffen habe, sei der Rechts-
streit zuriick zu verweisen (V1
ZR 139/13).

Vermieterbescheinigung kommt wieder

Im Zuge der Foderalismusreform
wurde die Gesetzgebungskom-

petenz fir das Meldewesen
vollstandig auf den Bund (ber-
tragen. Das vormalige Melde-
rechtsrahmengesetz sowie die
Meldegesetze der Lander verlie-
ren zum 30.4.2015 ihre Wir-

kung. An ihre Stelle tritt das
BMG, das Bundesmeldegesetz.

Eine Anmeldung bei der zustéan-
digen Meldebehdrde ist nunmehr
binnen zwei Wochen nach
Einzug vorzunehmen, § 17
BMG. Eine Abmeldung erfolgt
nur, wenn die meldepflichtige
Person das Land verlasst.

Im Gegenzug trifft die Melde-
pflicht kunftig nicht nur den
Mieter, sondern auch den ,,Woh-
nungsgeber®, also den Vermie-
ter. Er muss fur die Erfullung der
Meldepflicht des Mieters diesem
den Einzug (bzw. ggf. auch den

Auszug) schriftlich oder elektro-
nisch binnen einer Zweiwochen-
frist bestdtigen. Der Vermieter
darf fir die Aufgabenerfiillung
einen Dritten beauftragen. Fol-
gende Angaben hat der Woh-
nungsgeber dem Mieter mitzu-
teilen: Name und Anschrift des
Wohnungsgebers, Art des mel-
depflichtigen ~ Vorgangs  mit
Einzugs- oder Auszugsdatum,
Anschrift der Wohnung und
Namen der sonstigen melde-
pflichtigen Personen, die ge-
meinsam einziehen, § 19 BMG.
Die Verletzung der Meldepflicht
durch Vermieter oder Mieter
kann ein Bufigeld von bis zu
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zentrale
Kommentar zu Text
BGB § 648 Sicherungshypothek des Bauunternehmers
(1) Der Unternehmer eines Bauwerks oder eines einzelnen Teiles eines Bauwerks kann
für seine Forderungen aus dem Vertrag die Einräumung einer Sicherungshypothek an dem
Baugrundstück des Bestellers verlangen. Ist das Werk noch nicht vollendet, so kann er
die Einräumung der Sicherungshypothek für einen der geleisteten Arbeit entsprechenden
Teil der Vergütung und für die in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen
verlangen.
(2) Der Inhaber einer Schiffswerft kann für seine Forderungen aus dem Bau oder der
Ausbesserung eines Schiffes die Einräumung einer Schiffshypothek an dem
Schiffsbauwerk oder dem Schiff des Bestellers verlangen; Absatz 1 Satz 2 gilt
sinngemäß. § 647 findet keine Anwendung


1000 € nach sich ziehen, § 54
Abs. 2 Nr. 3 BMG.

Die Lénder — die die Aufgaben
verwaltungstechnisch  umzuset-

Veranstaltungen

Der Verwalterstammtisch am 19.
Februar war den Ticken der
WEG-Hausgeldabrechnung

SCHLIZE™:

zen haben - wurden in Teilberei-
chen autorisiert, Rechtsverord-
nungen zu erlassen, 8§ 55 BMG.
Dabei sind noch einige Detail-
fragen offen; so ist derzeit noch

Verwalterstammtisch Leipzig

unterstellt. Der letzte Stamm-
tisch zur WEG-Abrechnung fand
im Mai 2009 statt, die Instand-
haltungsriicklage ~ war  noch
einmal 2010 Gegenstand des
Verwaltertreffens. Hochste Zeit
also, die seither ergangenen
knapp 30 BGH-Entscheidungen
aufzuarbeiten. Wenn der Wirt
die Stihle richtig gezahlt hat,
sind den 98 Anmeldungen zum
Stammtisch alle angekundigten
Gaste gefolgt. Da damit fast

nicht absehbar, wie die Authenti-
fizierung des Wohnungsgebers
bei elektronischen Bestatigungen
aussehen soll (BT-DrS
17/12727).

doppelt so viele Teilnehmer
begrifit werden konnten wie
sonst, zeigt die Brisanz der
Probleme, mit denen sich die
WEG-Verwalter auseinander zu
setzen haben. Der Vortrag kann
wieder als PDF auf der Internet-
seite der Kanzlei herunter gela-
den werden. Wir freuen uns auf
lhr Kommen beim néchsten
Stammtisch!

11.3.2015

Aus dem Programm:

macht es der Verwalter richtig?

Solingen

8. Erfurter Verwaltertag des BVI am

Nachrdastpflicht fur Rauchwarnmelder — wie
Rudiger Fritsch, Rechtsanwalt fur Miet-und WEG-Recht,

Die Wohnungsabnahme — wie agiere ich

15. Mitteldeutsches Verwalterforum am

4.3.2015

Aus dem Programm:

Datenverwaltung in der Immobilienwirtschaft: Was

mussen Immobilienverwalter wissen und beachten?
Sebastian Harrand, Berlin

Energieeffizienz und Warmeversorgung — Mdéglichkei-

rechtssicher?

ten und Aufgaben des Verwalters

Lutz Waszik, Adelsberg

Der Verwalter als Verursacher formaler Beschluss-
mangel — welcher Fehler sollte er unbedingt vermei-
den, um einer Haftung nach 8§ 49 Abs. 2 WEG zu

entgehen?
Prof. Dr. Martin Haublein, Universitat Innsbruck

Andre Leist, Fachanwalt fiir Miet- und WEG-Recht, Dresden
Haftungsrisiken des Verwalters richtig absi-
chern!

Stefan Roth, Versicherungsmakler, Fulda

Aktuelle WEG-und Mietrechtsprechung
Dr. Olaf Riecke, Richter am AG Hamburg — Blankenese

Ort: Pullmann Hotel Erfurt am Dom, Theaterplatz 2, 99084
Erfurt

Veranstalter: BV Service Gesellschaft mbH, Schiffbauer-
damm 8, 10117 Berlin

Tel.: 030/30872918

Ort: Ramada Hotel Leipzig, Schongauer Str. 39, 04329 Leipzig
Veranstalter: Verband der Immobilienverwalter Mitteldeutschland e.V.,
Wehlener Str. 46, 01279 Dresden, Tel.: 0351/255070

Frihjahrsfachtagung des IVD Mitte-Ost am 26.3.2015

Programm steht noch nicht fest

Ort: Neue Messe Leipzig,
Veranstalter: IVD Mitte-Ost e.V., Ferdinand-Lassalle-Str. 15, 04109 Leipzig Tel.:
www.ivd-mitte-ost.net

0341/ 6019495
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Verbraucherpreisindex (VPI)

Die Liste des Verbraucherpreis-
index basiert auf dem Indexba-
sisjahr 2010. Im Februar 2013
erfolgte der Wechsel des Basis-
jahres 2005 auf 2010. Die Ande-
rung des Basisjahres findet alle 5
Jahre statt. Das statistische
Bundesamt (berarbeitet dabei
auch die statistischen Werte der
letzten 5 Jahre. Erforderlich wird
dies vor allem aufgrund eines
nachtraglich ermittelten, geén-
derten Verbraucherverhaltens.

Vorstehende Darstellungen
beziehen sich auf Vertrdge mit

1.1.2003. Fir é&ltere Zeitraume
kann die Ermittlung der Ande-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien in der Vergangen-
heit es versdumt haben, eine
Anpassung durchzufuhren oder
ein anderer Index verwandt
wurde. Das Statistische Bundes-
amt bietet unter dem folgenden
Link einen Onlinerechner zur
Berechnung von Schwellenwer-
ten und Verénderungsraten von
Wertsicherungsklauseln, die auf
Verbrauchpreisindizes basieren.

Hinsichtlich des vormals vom
Bundesamt fir Statistik ermittel-
ten Index fiir die Lebenshaltung
eines 4-Personen-Arbeitnehmer-
Haushalts wird auf die Umrech-
nungsmoglichkeit gemal BGH-
Urteil vom 4.3.2009 (XIlI ZR
141/07), ZIV 2009, 47 verwie-
sen.

Soweit der Vertrag noch alter ist
und/oder andere Indizes verwen-
det wurden, berechnet das Statis-
tische Bundesamt gegen eine
Entgelt von 30 € auch diese
Teuerungsrate.

Indexanpassung seit dem
Basis: 2010

2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013 | 2014 | 2015
Januar 89,1 [ 90,1 [ 91,4 | 931 [ 947 [ 974 [ 983 [990 |[100,7 | 1028 | 1045 | 1059 | 1055
Februar 896 | 90,3 [ 91,8 [ 935 [ 951 | 978 [ 989 [994 [1013 | 1035 | 1051 | 1064
Mérz 89,7 [ 90,6 [ 922 [ 935 [ 953 [ 983 [ 987 [999 |1019 | 1041 | 1056 | 106,7
April 89,4 [ 90,9 [ 920 [938 [958 | 981 | 988 [1000 | 1019 | 1039 | 1051 | 1065
Mai 89,2 [ 911 [ 922 | 938 [958 [ 987 [987 [999 |[1019 | 1039 | 1055 | 1064
Juni 895 [ 911 [ 923 [ 940 [958 [ 989 [ 990 [999 |1020 | 1037 | 1056 | 106,7
Juli 89,7 [ 91,3 [ 92,7 | 944 | 963 [ 995 | 99,0 | 100,1 | 1022 | 1041 | 1061 | 107,0
August 89,7 [ 914 [ 928 [ 942 [ 962 [ 99,2 [ 99,2 [ 1002 | 1023 | 1045 | 1061 | 107,0
September | 89,6 | 91,2 [ 929 [ 93,9 | 964 | 99,1 | 98,9 | 1001 | 1025 | 1046 | 1061 | 107,0
Oktober 896 | 91,3 [ 930 [ 940 [ 966 | 989 | 989 | 1002 | 1025 | 1046 | 1059 | 106,7
November | 89,4 [ 91,1 | 92,7 [ 940 [ 97,1 | 984 | 988 | 1003 | 102,7 | 1047 | 106,1 | 106,7
Dezember [ 90,1 [ 92,1 [ 934 [ 947 [ 97,7 | 988 [ 996 | 1009 | 1029 | 1050 | 1065 | 106,7
Verzugszinssatze

Der Gldubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8§ 286 Abs. 1 S. 2

BGB). Einer Mahnung bedarf es
nicht, wenn fiir die Leistung eine
Zeit nach dem Kalender be-
stimmt ist, die Leistung an ein
vorausgehendes Ereignis an-
knlpft, der Schuldner die Leis-
tung verweigert oder besondere
Grunde den sofortigen Eintritt

des Verzugs rechtfertigen (8 286
Abs. 2 BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
Uber einem Schuldner, der
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Verbraucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders  hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3 S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (n6tigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

ST

Wihrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (§ 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betrégt fir das Jahr funf
Prozentpunkte bzw. fir Rechts-
geschafte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines

jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
grolRe seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
grolRe ist der Zinssatz fiir die
jungste  Hauptrefinanzierungs-
operation der  Europaischen
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des  betreffenden
Halbjahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).

Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis- Verzugs- Entgelt ohne | Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz | zinssatz Verbrau- satz % zugs- Verbrau-
% % cherbeteili- zinssatz | cherbeteili-

gung % % gung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 | 9,62

1.7. bis 31.12.2002 | 2,47 7,47 10,47 1.7. bis 31.12.2009 | 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2003 | 1,22 6,22 9,22 1.7. bis 31.12.2010 | 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2004 | 1,13 6,13 9,13 1.7. bis 31.12.2011 | 0,37 5,37 | 8,37

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.1. bis 30.6.2012 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2005 | 1,17 6,17 9,17 1.7.bis 31.12.2012 | 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 | 7,87

1.7. bis 31.12.2006 | 1,95 6,95 9,95 1.7. bis 31.12.2013 | -0,38 4,62 | 7,62

1.1. bis 30.6.2007 2,7 1,7 10,7 1.1. bis 30.6.2014 -0,63 4,37 | 7,37

1.7. bis 31.12.2007 | 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2014 | -0,73 4,27 | 7,27

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32 1.1.bis 30.6.2015 -0,83 417 | 7,17

1.7. bis 31.12.2008 | 3,19 8,19 11,19

www.Kanzlei-schultze.de
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RECHTEANWALTE

SCHULTZE"2§

Fachanwalt fir Baurecht
Zwangsverwalter

Simsonstr. 9, 04107 Leipzig
Telefon: 0341/ 96 44 30

Aufsichtsfiihrende Behdrde

Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstr. 6, 01099 Dresden, Telefon: 0351/ 318590, Telefax: 0351/ 33 60 899
E-Mail: info@rak-sachsen.de. ZURUCK

Versicherung

Die Anwadlte der Kanzlei sind versichert bei der Ergo Versicherung Aktiengesellschaft, Immermannstralie 23, 40198 Diisseldorf;
die Deckungssumme betréagt je Anwalt 1. Mio Euro. Versicherungsnummer: HV —~HA2906124.6-00444

Berufsrechtliche Regelungen

Die Berufsbezeichnung ,,Rechtsanwalt™ bzw. ,,Rechtsanwéltin“ wurde den hier benannten Volljuristen aufgrund bundesdeut-
schen Rechts nach dem bestehen der 2. juristischen Staatspriifung (Befédhigung zum Richteramt) durch ein besonderes Zu-
lassungsverfahren ehemals durch das jeweils zustandige Justizministerium resp. aufgrund der seit dem 8.9.1998 geadnderten
Rechtslage durch die ortliche Rechtsanwaltskammer zuerkannt.

Rechtsanwélte bzw. Rechtsanwaltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRA-
0), der Bundesrechtsanwaltsgebiihrenordnung (BRAGO) bzw. fiir seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsvergltungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwélte der Europdischen Gemeinschaft. Samtliche berufsrechtliche Regelungen
konnen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fiir Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den Inhalt
zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm mdglich und zumutbar ist, die
Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere Linkebe-
nen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Urheber des Bildmaterials:

Stadt Leipzig, Amt flr Geoinformation und Bodenordnung 2013
Udo Buttkus

Heinz G. Schultze

Die in der ZIV verdffentlichten Beitrdge sind urheberrechtlich geschitzt. Das gilt auch flr die vertffentlichten
Leitsatze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsatze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegenliber Datenbanken
und &hnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art und
Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmaBig zuganglich gemacht werden. ZU-
RUCK
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